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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Weniger umstritten und auch viel kürzer gestaltete sich die Beratung der
Armeebotschaft 2017 in der kleinen Kammer. Die Ständerätinnen und Ständeräte waren
mehrheitlich einverstanden mit den drei Vorlagen und nach lediglich sechs
Wortmeldungen konnten die Geschäfte abgeschlossen werden. Einer der Redner war
Thomas Minder (parteilos, SH), der sich indes sehr kritisch äusserte und namentlich den
Munitionskauf beanstandete. Ihn störte, dass die Sistierung von BODLUV dazu geführt
habe, dass «der Topf einfach mit Munition aufgefüllt» werde, um Kreditreste zu
verhindern. Aber nicht nur das, der Schaffhauser nutzte die Gelegenheit, um
grundsätzlichen Tadel bezüglich der bundesrätlichen Vorgehensweise bezüglich
anderer grosser Beschaffungsprojekte – namentlich der anstehenden
Kampfjetevaluation – zu äussern. Nichtsdestotrotz stehe er für das Rüstungsprogramm
ein. Zum Rüstungsprogramm gab es zwar einen Minderheitsantrag Savary (sp, VD), mit
dem ebenfalls der Munitionskauf beanstandet wurde. Dieser entsprach dem Versuch
der SP im Nationalrat, gänzlich auf den Munitionskauf zu verzichten. Für die
Rüstungsbeschaffungen sollten also nur CHF 675 Mio. gesprochen werden, statt der
beantragten CHF 900 Mio. Mit 29 zu 9 Stimmen blieb dieser Antrag jedoch auch im
Ständerat erfolglos. Mit 32 zu 4 Stimmen wurde das Rüstungsprogramm dann deutlich
genehmigt (3 Enthaltungen). Auch bezüglich des Rahmenkredits für Armeematerial (39
zu 1) und der Immobilienbotschaft (39 zu 0, 1 Enthaltung) folgten die
Standesvertreterinnen und Standesvertreter der Volkskammer. Die Armeebotschaft war
damit unter Dach und Fach. 1
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Ausrüstung und Beschaffung

Ende Februar wurde das Rüstungsprogramm für das neue Jahr verabschiedet. Genau
genommen handelte es sich bei der Publikation um die Armeebotschaft 2017, wobei
jedoch die beantragten Mittel für das Rüstungsprogramm den Löwenanteil ausmachten.
Daneben wurde das Budget für Armeematerial sowie für Immobilien beantragt. Der
Bundesrat hielt sich an die vom Parlament im Rahmen der WEA beschlossenen CHF 20
Mrd. für die Jahre 2017 bis 2020, wobei beabsichtigt wurde, rund 40 Prozent davon für
Investitionen in Rüstung und Immobilien zu investieren. Eine wichtige Anpassung
gegenüber der Armeebotschaft 2016 war durch die Sistierung der BODLUV nötig
geworden: Für BODLUV eingeplante Mittel mussten neu angelegt werden. Mit dem
vorliegenden Gesamtpaket in Form einer Armeebotschaft beantragte die Regierung
erstmals die jährlichen Verpflichtungskredite gleichzeitig. Dieses Vorgehen biete eine
bessere Gesamtsicht über anstehende Beschaffungen der Armee, befand der
Bundesrat in seiner Medienmitteilung. 

Rüstungsprogramm 2017
Das Rüstungsprogramm hatte ein Gesamtvolumen von CHF 900 Mio. und umfasste vier
einzelne Verpflichtungskredite. Der grösste Anteil davon wurde für die
Nutzungsverlängerung der F/A-18 Kampfjets veranschlagt. Hierfür sollten CHF 450 Mio.
gesprochen werden. Die „Hornets” werden aller Voraussicht nach länger im Einsatz
stehen, als ursprünglich geplant. Damit keine Lücke bei der Verteidigung des
Luftraumes entstehen wird, sollen die Flieger für die verlängerte Betriebsdauer
nachgerüstet werden. Würden keine Massnahmen ergriffen, erreichten die Flugzeuge
nach rund 5'000 Flugstunden pro Flugzeug etwa 2025 das Ende ihrer Nutzungsdauer.
Das Ziel der Armee war es, die Flieger bis 2030 im Einsatz halten zu können und deren
Einsatzdauer auf 6'000 Flugstunden je Maschine zu verlängern. Skizziert waren in der
Rüstungsbotschaft die Erneuerung diverser Kompenenten sowie der Flugzeugstruktur,
wo vermehrt Probleme bemerkbar wurden. Hinzu kam die Nachbeschaffung eines
Radarlenkwaffen-Systems, das die operationelle Wirksamkeit der Jets erhöhen solle.
Diese Variante wurde anderen geprüften Möglichkeiten vorgezogen. Eine Erhöhung der
möglichen Flugstunden auf 7'000 wurde verworfen, weil sie zu teuer und zu unsicher
wäre und die reine Erhöhung der Flugzeit ohne gleichzeitige Anpassung der Systeme
überdies nicht zweckmässig wäre. Auch die weitere Alternative eines umfassenden
Upgrade-Programms wurde angesichts der nach wie vor beschränkten Nutzungsdauer
als zu teuer erachtet. Somit wurde ein Zwischenweg vorgeschlagen, der sich jedoch als
äusserst umstritten herausstellen sollte (dazu weiter unten mehr).

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Weitere CHF 175 Mio. wurden für den Werterhalt eines integrierten Funkaufklärungs-
und Sendesystems veranschlagt. Hierbei ging es um eine Aktualisierung der
Teilbereiche, die aufgrund des Technologiewechsels von analog auf digital nötig
geworden waren. Das sogenannte Ifass bringe der Armee einen grossen Nutzen und es
sei entsprechend notwendig, den Werterhalt zu ermöglichen. CHF 50 Mio. schlugen für
Informatikkomponenten zu Buche, sie wurden für das VBS-Rechenzentrum Campus
veranschlagt. Es handelte sich dabei um die Ausstattung des 2016 beschlossenen
Rechenzentrums, das bis 2020 betriebsbereit sein soll.
Mit den übrigen CHF 225 Mio. sollte Munition beschafft werden. Begründet wurde dies
mit der WEA, unter deren Bestimmungen die Einsatzbereitschaft der Armee wieder
erhöht worden war. Um die 35'000 AdA innert 10 Tagen einsatzbereit zu haben,
müssten auch die Munitionsdepots wieder aufgefüllt werden – nachdem sie zuvor
sukzessive abgebaut worden waren. Hierfür wurde mit dem vorliegenden Antrag eine
umfangreiche Munitionsbeschaffung vorbereitet. Man müsse vorsorgen, so die
grundsätzliche Einschätzung der Regierung. Weil eine Beschaffung selbst jedoch lange
dauere, müsse man früh damit beginnen. So wurde dieser Posten auch als
ausserordentlich bezeichnet. Im Wesentlichen handelt es sich um Patronen diverser
Kaliber, wobei die 5,6mm-Gewehrpatrone am stärksten ins Gewicht fiel. Daneben
sollten 12,7mm Patronen für die Maschinengewehre sowie 12cm-Geschosse für die
Panzer angeschafft werden.

Rahmenkredite für Armeematerial
Ein CHF 750 Mio. schwerer Gesamtkredit wurde im Rahmen der Armeebotschaft 2017
ebenfalls beantragt. Drei Bereiche sollten damit ausgestattet werden. Ein Rahmenkredit
über CHF 173 Mio. sollte für Projektierungen, Tests und Beschaffungsvorbereitungen
gesprochen werden. Damit werden allerhand Projekte finanziert, die dereinst in
Rüstungsvorhaben münden und den Schritt von der konzeptionellen Phase in die
Umsetzungsphase bewältigen müssen. Es handelte sich hierbei also um eine Art
Blankocheck, zum Beispiel um Studien und Konzepte zu erarbeiten, um Prototypen zu
bauen oder um technische Abklärungen zu treffen. 
Der Ausrüstungs- und Erneuerungsbedarf liegt bei CHF 421 Mio. Im Wesentlichen
werden damit die persönlichen Ausrüstungen der AdA und deren Bewaffnung beschafft
sowie ferner auch Ersatz- und Nachbeschaffungen für bereits eingeführtes
Armeematerial ermöglicht. Zuletzt gab es in diesem Bereich einen Antrag über CHF 156
Mio. für die Ausbildungsmunition und Munitionsbewirtschaftung. Hierunter fällt der
ordentliche jährliche Bedarf an Munition, der hauptsächlich zu Übungszwecken
verschossen wird und der damit nicht in dem im Rüstungsprogramm beantragten
Posten inbegriffen ist. 

Immobilienprogramm 2017
Das Immobilienprogramm umfasste total CHF 461 Mio. und stellte einen Gesamtkredit
dar, der aus neun Verpflichtungskrediten und einem Rahmenkredit zusammengesetzt
war. Die Schwerpunke und damit die grösseren Budgetposten entfielen auf
Infrastrukturen an Luftwaffenstandorten, wofür zusammen 5 Verpflichtungskredite in
der Höhe von total CHF 156 Mio. gesprochen werden sollten. Hauptnutzniesser waren
die Standorte Emmen/LU und Payerne/VD. Erstere Basis war und sollte auch langfristig
der Hauptstandort der Luftwaffe sein. Der Rahmenkredit für das Immobilienprogramm
umfasste mehrere, nicht einzeln spezifizierte Vorhaben von je unter CHF 10 Mio. Dazu
zählten Studien und Projektierungen, Ausbauten und Liegenschaftskäufe,
Werterhaltungsmassnahmen sowie weitere Zwecke.

Über alle diese drei Ausgaben hinweg werde für die Schweizer Wirtschaft eine
Wertschöpfung von über CHF 1 Mia. generiert. Was ferner nicht in der Schweiz erbracht
werden kann, soll über Kompensationsgeschäfte trotzdem in der Schweiz
beschäftigungswirksam sein. Der Bundesrat sah in den Beteiligungen die Chance,
Know-how aufzubauen und technologisch hochstehende Industriezweige zu fördern.
Der Betrieb und der Unterhalt aller Elemente aus den Rüstungsgeschäften sollen auch
langfristig Arbeitsplätze erhalten und sogar neu schaffen. 2

Die Armeebotschaft 2017 und damit alle darin zusammengefassten Einzelgeschäfte
waren in der Sommersession des Nationalrates traktandiert. Dort gab es eine Reihe von
Anträgen gegen die Vorlage des Bundesrates, allen voran einen Rückweisungsantrag
Mazzone (gp, GE). Ihre Minderheit wollte ein neues Rüstungsprogramm ausarbeiten
lassen mit dem Auftrag, 12 der F/A 18-Jets ausschliesslich für den Luftpolizeidienst
«fit» zu halten sowie den Nachholbedarf für die Munition zu streichen. Die
Eintretensdebatte selbst gestaltete sich bereits – wie so häufig bei Fragen rund um die
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Armee und ihrem Budget – sehr lebhaft und langwierig. Die Ratslinke, wie üblich relativ
kritisch über die Beschaffungen und die Volumen der Budgets stellte sich gegen die
Fraktionen von Mitte-rechts, die grundsätzlich für eine starke und ausgerüstete Armee
einstehen und bei denen sogar Raum für Budgeterhöhungen ausgemacht werden
konnte: Die Mehrheit der SiK des Nationalrates wollte den Kredit für die Verlängerung
der Nutzungsdauer der F/A 18 um CHF 20 Mio. erhöhen. Ein Paukenschlag, war es doch
nicht «lediglich» ein Vorschlag zur Budgeterhöhung, sondern stand ein eigentlicher
Paradigmenwechsel dahinter: Die Kampfjets sollten wieder erdkampffähig werden. Das
heisst, die Jets sollten wieder in der Lage sein, aus der Luft Stellungen am Boden zu
bekämpfen. Das war insofern bemerkenswert, als man sich vor Jahren explizit gegen
eine Erdkampffähigkeit entschieden hatte (vgl. auch BBl, 1992 I, S. 730) und die Hunter-
Jets der 1970-1990er Jahre die letzten Modelle in der Flotte der Schweizer Luftwaffe
gewesen waren, die Bodenziele aus der Luft hatten angreifen können.
Weitere drei Minderheitsanträge standen für die Debatte im Raum. 

Eintreten war dann unbestritten und sogleich konnte auch der Rückweisungsantrag
ausgeräumt werden, er blieb mit 147 zu 25 Stimmen letztlich chancenlos. Der grosse Teil
der Debatte war dem Rüstungsprogramm gewidmet. Zunächst galt es, eine Einigung zu
den Munitionskäufen zu finden. Drei Varianten standen im Raum, die
Minderheitsanträge Seiler Graf (sp, ZH) und Flach (glp, AG) sowie der Vorschlag des
Bundesrates. Seiler Graf eröffnete die Runde mit nicht unkritischen Worten. Der
Munitionskauf sehe nach einer «Verlegenheitsbeschaffung» aus und man sehe seitens
der SP nicht ein, warum ein derart grosser Munitionsbedarf gegeben sei. Die CHF 225
Mio. sollten also gänzlich eingespart werden. Dass dieser Posten im Rüstungsprogramm
offensichtlich aufgrund der zwischenzeitlichen Sistierung von BODLUV und der dadurch
ermöglichten Einsparung von bereits budgetierten Ressourcen möglich wurde, gefiel
den Sozialdemokraten nicht. Gleichzeitig wurde hingegen festgehalten, dass die
Munitionsbeschaffung im Rahmenkredit (CHF 156 Mio.) unterstützt werde, da sie
vorwiegend für Ausbildungszwecke nötig sei. Nationalrat Flach vertrat eine ähnliche
Haltung, sprach sich jedoch lediglich für die Einsparung (bzw. Nicht-Ausgabe) der Hälfte
der CHF 225 Mio. aus. Im Gegensatz zur SP, die behaupte – so führte Flach aus –, die
Munition brauche es nicht, sage er, «man wisse es nicht». Wie Seiler Graf zuvor bereits
angesprochen hatte, wies auch er darauf hin, dass die Zahlen zu den
Munitionsbeständen der Armee geheim seien und auch das Parlament keine Eckwerte
kenne. Flach argumentierte, dass man immerhin die Hälfte des Betrags sprechen könne,
obwohl die Notwendigkeit dieser Beschaffung seines Erachtens nicht plausibel hätte
erklärt werden können. In der Ausmarchung erhielt der Antrag Flach zwar mehr
Sympathien als jener von Seiler Graf, jedoch obsiegte am Ende der Mehrheitsantrag, der
bei der Munition den Bundesratsvorschlag unterstützte. Bezüglich der Aufwertung der
F/A 18 Jets gab es wiederum zwei Anträge, jenen der Kommissionsmehrheit – plus CHF
20 Mio. zur Aufrüstung für die Erdkampffähigkeit – und jenen der Minderheit Gmür
(cvp, SZ), der die Regierungsvorlage stützen wollte. Gmür vertrat mit seiner Minderheit
jedoch nicht eine grundsätzliche und strikte Ablehnung der Erdkampffähigkeit, sondern
die hier im Einzelfall als «finanzpolitisch nicht verantwortbare» Aufrüstung.
Gegebenenfalls könne man bei einer Jet-Neubeschaffung über diese diskutieren, aber
zum jetzigen Zeitpunkt CHF 20 Mio. auszugeben, sei nicht zielführend. Ohnehin
bezweifelte der Redner, dass die zur Debatte stehenden CHF 20 Mio. wirklich
ausreichen würden. Die SP gab sich versöhnlich und erklärte, man stelle sich hinter eine
Modernisierung der F/A 18, solange es sich um eine Verlängerung der Lebensdauer
handle. Klar abzulehnen sei jedoch die Aufrüstung zur Erdkampffähigkeit, diese sei
nicht nur finanz-, sondern auch sicherheitspolitisch falsch. Es gebe keine Szenarien,
die diese notwendig machten. Die SVP hingegen, ihr Fraktionssprecher Salzmann (svp,
BE) führte die Argumente aus, stellte sich vollumfänglich hinter die Maximalvariante der
Kommissionsmehrheit. In der SVP war man der Meinung, dass die Fähigkeitslücke aus
taktischen und operativen Gründen geschlossen werden müsse. Dabei bewegte sich die
SVP aber allein auf weiter Flur, denn auch GLP, FDP und CVP sprachen sich gegen diese
20-Mio.-Spritze aus. Letzten Endes wurde es aber weniger knapp, als zu erwarten
gewesen war: Zwar sprach sich der Nationalrat gegen die zusätzlichen Millionen und die
Erdkampffähigkeit aus, jedoch «nur» mit 97 zu 85 Stimmen. Das Rüstungsprogramm
wurde dann insgesamt mit 149 zu 15 Stimmen und 17 Enthaltungen gutgeheissen. Damit
war der Löwenanteil der Armeebotschaft auch schon erledigt.
Ein Einzelantrag Galladé (sp, ZH), mit dem die Sicherheitspolitikerin den Kauf neuer
Kampfjets inklusive Typenentscheid an die Urne bringen wollte, wurde schliesslich
zurückgezogen. Einerseits, weil es im Rahmen der Armeebotschaft 2017 gar nicht um
neue Flieger ging, und andererseits, weil der Verteidigungsminister in Aussicht gestellt
hatte, dass sich der Bundesrat mit der Variante einer referendumsfähigen Vorlage
beschäftigen wolle. Galladé selbst liess die Regierung und mit ihr die anwesenden
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Ratsmitglieder jedoch auch unmissverständlich wissen, dass die SP mit Argusaugen
über den Fortgang der Jetbeschaffung wachen werde und nötigenfalls wieder darauf
Einfluss nehmen werde.

Zwar war es finanziell ein nur geringfügig kleineres Finanzpaket, das im Rahmen des
Rahmenkredits für Armeematerial zu verabschieden war, es war jedoch etwas weniger
umstritten. Zwar gab es auch hierzu zwei Minderheitsanträge, einen von Lisa Mazzone
(gp, GE) und einen von Pierre-Alain Fridez (sp, JU), jedoch hatten sie kaum Einfluss auf
das Geschäft. Beide wollten in unterschiedlichem Ausmass die Ausgaben für die
Vorbereitung einer neuen Kampfjetbeschaffung reduzieren. Der moderatere Antrag
Mazzone wurde zurückgezogen und die Minderheit Fridez unterlag mit 48 zu 131
Stimmen dem Kommissionsantrag (gemäss Bundesrat; CHF 750 Mio.). Fridez war der
Meinung, dass zuerst weitere Schritte in der Konzeption zur neuen Kampfjet-
Beschaffung abgewartet werden sollten und dass der entsprechende Antrag des
Bundesrates zu früh gestellt worden sei. Der Rahmenkredit wurde vom Nationalrat
schliesslich mit 133 zu 26 Stimmen genehmigt, 21 Mitglieder der SP-Fraktion enthielten
sich, um so ein Zeichen gegen die Strategie des Bundesrates zu setzen.
Gar nicht umstritten war die Immobilienbotschaft, ohne Debatte wurde dieser Kredit
über CHF 461 Mio. einstimmig der Ständekammer überwiesen. 3

1) AB SR, 2017, S. 692 ff.; NWZ, NZZ, 26.9.17
2) BBl, 2017, S. 2761 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 23.02.2017; BZ, CdT, LT, LZ, NZZ, 24.2.17
3) AB NR, 2017, S. 973 ff.; AB NR, 2017, S. 990 ff.; Blick, TA, 8.6.17; AZ, BZ, CdT, LT, LZ, NZZ, TA, 9.6.17; NZZ, 10.6.17
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